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ANLEGER-INFORMATION ZUR ÄNDERUNG DER ANLAGEBEDINGUNGEN 

Mit Genehmigung der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht tritt die folgende 

Änderung der Allgemeinen und Besonderen Anlagebedingungen des Sonstigen 

Sondervermögens MPF Herkules (ISIN: DE000A0RKY29) mit Wirkung zum 

16. April 2026 

in Kraft: 
 
I. ALLGEMEINE ANLAGEBEDINGUNGEN 
 
§ 17 AAB (Ausgabe und Rücknahme von Anteilen, Beschränkung und Aussetzung der 

Rücknahme) lautet künftig wie folgt: 

§ 17 Ausgabe und Rücknahme von Anteilen, Aussetzung  

1. Die Anzahl der ausgegebenen Anteile ist grundsätzlich nicht beschränkt. Die Gesellschaft 

behält sich vor, die Ausgabe von Anteilen vorübergehend oder vollständig einzustellen.  

2. Die Anteile können bei der Gesellschaft, der Verwahrstelle oder durch Vermittlung Dritter 

erworben werden. Die BABen können vorsehen, dass Anteile nur von bestimmten Anlegern 

erworben und gehalten werden dürfen.  

3. Die Anleger können von der Gesellschaft die Rücknahme der Anteile verlangen, soweit 
nachstehend oder in den BABen nichts Abweichendes geregelt ist. Die Gesellschaft ist 
verpflichtet, die Anteile zum jeweils geltenden Rücknahmepreis für Rechnung des 
Sonstigen Sondervermögens zurückzunehmen. Rücknahmestelle ist die Verwahrstelle.  

4. Die Gesellschaft behält sich vor, die Ausgabe und Rücknahme der Anteile gemäß § 98 
Absatz 2 KAGB auszusetzen, wenn außergewöhnliche Umstände vorliegen, die eine 
Aussetzung unter Berücksichtigung der Interessen der Anleger erforderlich erscheinen 
lassen.  

5. Die Gesellschaft hat die Anleger durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger und darüber 
hinaus in einer hinreichend verbreiteten Wirtschafts- oder Tageszeitung oder in den in dem 
Verkaufsprospekt bezeichneten elektronischen Informationsmedien über die Aussetzung 
und die Wiederaufnahme der Rücknahme zu unterrichten. Die Anleger sind über die 
Aussetzung und Wiederaufnahme der Rücknahme der Anteile unverzüglich nach der 
Bekanntmachung im Bundesanzeiger mittels eines dauerhaften Datenträgers zu 
unterrichten.  

 

Der neu eingefügte § 18 AAB (Abspaltung illiquider Anlagen) lautet wie folgt: 

Die Gesellschaft darf im Interesse der Anleger des Sonstigen Sondervermögens illiquide Anlagen 
abspalten. 
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Der neu eingefügte § 19 AAB (Liquiditätsmanagementinstrumente) lautet wie folgt: 

1. Die Gesellschaft nutzt mindestens zwei der folgenden Liquiditäts-

managementinstrumente. Sie bestimmt in den BABen, welche Liquiditäts-

managementinstrumente für das Sonstige Sondervermögen verwendet werden:  

a) Rücknahmebeschränkung  

Die Gesellschaft darf das Recht der Anleger auf Rückgabe ihrer Anteile vorübergehend 

und teilweise beschränken, so dass die Anleger nur einen bestimmten Teil ihrer Anteile 

zurückgeben können.  

b) Verlängerung der Rückgabefrist  

Die Gesellschaft darf die Rückgabefrist verlängern.  

c) Rückgabegebühr  

Die Gesellschaft darf eine Rückgabegebühr innerhalb einer vorgegebenen Bandbreite 

erheben, die unter Berücksichtigung der Liquiditätskosten von den Anlegern bei der 

Rückgabe von Anteilen an das Sonstige Sondervermögen gezahlt und mit der 

sichergestellt wird, dass Anleger, die im Sonstigen Sondervermögen verbleiben, nicht 

unangemessen benachteiligt werden.  

d) Swing Pricing oder Dual Pricing  

Die Gesellschaft darf Swing Pricing oder Dual Pricing nutzen. Swing Pricing ist ein 

im Voraus festgelegter Mechanismus, bei dem der Nettoinventarwert der Anteile des 

Sonstigen Sondervermögens durch Anwendung eines Faktors („Swing-Faktor“), der 

die Liquiditätskosten berücksichtigt, angepasst wird. Dual Pricing ist ein im Voraus 

festgelegter Mechanismus, bei dem die Ausgabe- und Rücknahmepreise für die Anteile 

des Sonstigen Sondervermögens festgelegt werden, indem der Nettoinventarwert pro 

Anteil um einen Faktor, der die Liquiditätskosten abbildet, angepasst wird. 

e) Verwässerungsschutzgebühr 

Die Gesellschaft darf eine Verwässerungsschutzgebühr erheben, die ein Anleger bei 

der Ausgabe oder der Rücknahme von Anteilen an das Sonstige Sondervermögen zahlt, 

die das Sonstige Sondervermögen für die aufgrund des Umfangs dieser Transaktion 

entstandenen Liquiditätskosten entschädigt und die sicherstellt, dass andere Anleger 

nicht in ungerechtfertigter Weise benachteiligt werden. 

f) Sachauskehr 

Die Gesellschaft darf Vermögenswerte, die vom oder für das Sonstige Sondervermögen 

gehalten werden, an einen professionellen Anleger anstelle der Auszahlung des 

Rücknahmepreises übertragen, um Rückgaben von Anteilen auszuführen. 

2. Die Gesellschaft darf neben den in Absatz 1 genannten auch weitere Instrumente zur 

Steuerung der Liquidität des Sonstigen Sondervermögens einsetzen. Die Voraussetzungen 

der Anwendung solcher Instrumente werden in den BABen geregelt. 

 

§ 20 Absatz 2 und 3 AAB (Ausgabe- und Rücknahmepreise; vormals § 18 AAB) lauten 

künftig wie folgt: 

2. Der Ausgabepreis entspricht dem Anteilwert am Sonstigen Sondervermögen, 

gegebenenfalls zuzüglich eines in den BABen festzusetzenden Ausgabeaufschlags gemäß § 

165 Absatz 2 Nummer 8 KAGB. Der Rücknahmepreis entspricht dem Anteilwert am 
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Sonstigen Sondervermögen gegebenenfalls abzüglich eines in den BABen festzusetzenden 

Rücknahmeabschlags gemäß § 165 Absatz 2 Nummer 8 KAGB. Soweit in den BABen 

vorgesehen, können zusätzliche Gebühren als Liquiditätsmanagementinstrumente 

anfallen. 

3. Der Abrechnungsstichtag für Anteilerwerbs- und Rücknahmeaufträge ist spätestens der 

auf den Eingang des Anteilserwerbs- bzw. Rücknahmeauftrags folgende 

Wertermittlungstag, soweit in den BABen nichts anderes bestimmt ist. Sofern die 

Gesellschaft die Rücknahme von Anteilen gemäß § 17 Absatz 4 aussetzt, ist der 

Abrechnungsstichtag für diese Rücknahmeaufträge der nach der Wiederaufnahme folgende 

Wertermittlungstag. 

 

§ 23 AAB (Rechnungslegung; vormals § 21 AAB) lautet künftig wie folgt:  

1. Spätestens sechs Monate nach Ablauf des Geschäftsjahres des Sonstigen Sondervermögens 

macht die Gesellschaft einen Jahresbericht einschließlich Ertrags- und Aufwandsrechnung 

gemäß § 101 Absatz 1 bis 3 KAGB bekannt. 

2. Spätestens zwei Monate nach der Mitte des Geschäftsjahres macht die Gesellschaft einen 

Halbjahresbericht gemäß § 103 KAGB bekannt. 

3. Wird das Recht zur Verwaltung des Sonstigen Sondervermögens während des 

Geschäftsjahres auf eine andere Kapitalverwaltungsgesellschaft übertragen oder das 

Sonstige Sondervermögen während des Geschäftsjahres auf ein anderes Sondervermögen 

oder eine Investmentaktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital verschmolzen, so hat 

die Gesellschaft auf den Übertragungsstichtag einen Zwischenbericht zu erstellen, der den 

Anforderungen an einen Jahresbericht gemäß Absatz 1 entspricht. 

 

§ 24 AAB (Kündigung und Abwicklung des Sonstigen Sondervermögens; vormals § 22 AAB) 

lautet künftig wie folgt: 

§ 24 Kündigung und Abwicklung des Sonstigen Sondervermögens durch die Gesellschaft 

1. Die Gesellschaft kann die Verwaltung des Sonstigen Sondervermögens durch 

Bekanntmachung im Bundesanzeiger und darüber hinaus im Jahresbericht oder 

Halbjahresbericht kündigen. Die Anleger sind über eine nach Satz 1 bekannt gemachte 

Kündigung mittels eines dauerhaften Datenträgers unverzüglich zu unterrichten. Ab 

Bekanntmachung ihrer Kündigung nach Satz 1 ist die Gesellschaft verpflichtet, das 

Sonstige Sondervermögen abzuwickeln und an die Anleger zu verteilen. 

2. Anlagegrenzen müssen im Rahmen der Abwicklung nicht mehr eingehalten werden. Die 

Verpflichtung zur Verwaltung des Sonstigen Sondervermögens endet erst, wenn die 

Gesellschaft das Sonstige Sondervermögen abgewickelt hat. 

3. Die Gesellschaft hat auf den Tag, an dem sie das Sonstige Sondervermögen abgewickelt 

hat, einen Abwicklungsbericht zu erstellen, der den Anforderungen an einen Jahresbericht 

nach § 23 Absatz 1 entspricht. 

 

Der neu eingefügte § 25 AAB (Abwicklung des Sondervermögens durch die Verwahrstelle in 

anderen Fällen als durch Kündigung durch die Gesellschaft) lautet wie folgt: 
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1. Im Falle der Abwicklung und Verteilung des Sonstigen Sondervermögens durch die 

Verwahrstelle unter Wahrung der Interessen der Anleger nach § 100 Absatz 2 KAGB hat 

die Verwahrstelle einen Anspruch auf Vergütung ihrer Abwicklungstätigkeit sowie auf 

Ersatz ihrer Aufwendungen, die für die Abwicklung erforderlich sind. Anlagegrenzen 

müssen im Rahmen der Abwicklung nicht mehr eingehalten werden. Mit Genehmigung 

der Bundesanstalt kann die Verwahrstelle von der Abwicklung und Verteilung absehen 

und einer anderen Kapitalverwaltungsgesellschaft die Verwaltung des Sonstigen 

Sondervermögens nach Maßgabe der bisherigen Anlagebedingungen übertragen.  

2. Wird das Sonstige Sondervermögen durch die Verwahrstelle abgewickelt, hat die 

Verwahrstelle jährlich sowie auf den Tag, an dem die Abwicklung beendet ist, einen 

Abwicklungsbericht zu erstellen, der den Anforderungen an einen Jahresbericht gemäß § 

23 Absatz 1 entspricht. 

 

§ 26 Absatz 3 AAB (Wechsel der Kapitalverwaltungsgesellschaft und der Verwahrstelle; 

vormals § 23 AAB) lautet künftig wie folgt:  

3. Die Gesellschaft kann die Verwahrstelle für das Sonstige Sondervermögen wechseln. Der 

Wechsel bedarf der Genehmigung der Bundesanstalt, sofern die neue Verwahrstelle nicht 

bereits als Verwahrstelle für ein anderes Sonstiges Sondervermögen von der Bundesanstalt 

genehmigt wurde.  

 

§ 27 Absatz 4 AAB (Änderungen der Anlagebedingungen; vormals § 24 AAB) lautet künftig 

wie folgt:  

4. Die Änderungen treten frühestens am Tag nach ihrer Bekanntmachung im 

Bundesanzeiger in Kraft, im Falle von Änderungen der Kosten und der Anlagegrundsätze 

jedoch nicht vor Ablauf von vier Wochen nach der entsprechenden Bekanntmachung. Mit 

Zustimmung der Bundesanstalt kann ein früherer Zeitpunkt bestimmt werden, soweit es 

sich um eine Änderung der Kosten handelt, die den Anleger begünstigt.  

 

Erläuterung der Änderungen: 

Grund der Änderungen ist das Inkrafttreten des Fondsrisikobegrenzungsgesetzes, mit dem 

die Änderungen der Richtlinien 2009/65/EG (OGAW-Richtlinie) und 2011/61/EU (AIFM-

Richtlinie) durch die neue Richtlinie (EU) 2024/927 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 13. März 2024 – u.a. durch Änderungen des Kapitalanlagegesetzbuches – in nationales 

Recht umgesetzt werden. Die gesetzlichen Neuregelungen betreffen insbesondere das 

Liquiditätsrisikomanagement von Investmentvermögen und den hiermit verbundenen 

Einsatz von Liquiditätsmanagementtools („LMT“).  
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§ 29 AAB (Streitbeilegungsverfahren; vormals § 26 AAB) lautet künftig wie folgt:  

Die Gesellschaft verpflichtet sich zur Teilnahme an Streitbeilegungsverfahren vor einer 

Verbraucherschlichtungsstelle. Bei Streitigkeiten können Verbraucher sich an die behördliche 

Verbraucherschlichtungsstelle bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 

(Schlichtungsstelle bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Referat VBS 12, Marie-

Curie-Straße 24-28, 60439 Frankfurt am Main, https://www.bafin.de/DE/Verbraucher/Beschwerden 

Streitschlichtung/StreitschlichtungBaFin/StreitschlichtungBaFin_node.html) wenden. 

 

Erläuterung der Änderungen: 

Grund der Änderungen ist die Aktualisierung der Kontaktdaten der 

Verbraucherschlichtungsstelle der BaFin. 

 

II. BESONDERE ANLAGEBEDINGUNGEN 

1. LMT-Änderungen 

§ 6 BAB (Ausgabe- und Rücknahmepreis, Rücknahmebeschränkungen) lautet künftig wie 

folgt: 

§ 6 Ausgabe- und Rücknahmepreis, Gebühren 

(1) Der Ausgabeaufschlag beträgt bis zu 5 Prozent des Nettoinventarwerts des Anteils. Es steht 

der Gesellschaft frei, einen niedrigeren Ausgabeaufschlag zu berechnen oder von der 

Berechnung eines Ausgabeaufschlags abzusehen. Die Gesellschaft hat im Verkaufsprospekt 

Angaben zum Ausgabeaufschlag nach Maßgabe des § 165 Absatz 3 KAGB zu machen.  

(2) Ein Rücknahmeabschlag wird nicht erhoben. 

(3) Abweichend von § 20 Absatz 3 der AABen ist der Abrechnungsstichtag für Anteilabrufe und 

Rücknahmeaufträge spätestens der übernächste auf den Eingang des Anteilabrufs- bzw. 

Rücknahmeauftrags folgende Wertermittlungstag. 

 

Der neu eingefügte § 11 BAB (Sonderregelung der Rückgabefrist und 

Rücknahmebeschränkungen) lautet wie folgt: 

1. Abweichend von § 17 Absatz 3 der AABen kann die Gesellschaft die Rückgabefrist im Fall 

angespannter Marktbedingungen verlängern. Eine Beschreibung der Möglichkeit und der 

Bedingungen für eine Rückgabefristverlängerung sowie deren maximale Dauer enthält der 

Verkaufsprospekt.  

2. Die Gesellschaft kann die Rücknahme von Anteilen vorübergehend anteilig beschränken 

(Rücknahmebeschränkung), wenn die Rückgabeverlangen der Anleger zu einem gegebenen 

Wertermittlungstag mindestens 10 Prozent des Nettoinventarwertes erreichen 

(Schwellenwert). Eine Beschreibung der Möglichkeit und der Bedingungen für eine 

Rücknahmebeschränkung enthält der Verkaufsprospekt.  
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Erläuterung der Änderungen: 

Grund der Änderungen ist das Inkrafttreten des Fondsrisikobegrenzungsgesetzes, mit dem 

die Änderungen der Richtlinien 2009/65/EG (OGAW-Richtlinie) und 2011/61/EU (AIFM-

Richtlinie) durch die neue Richtlinie (EU) 2024/927 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 13. März 2024 – u.a. durch Änderungen des Kapitalanlagegesetzbuches – in nationales 

Recht umgesetzt werden. Die gesetzlichen Neuregelungen betreffen insbesondere das 

Liquiditätsrisikomanagement von Investmentvermögen und den hiermit verbundenen 

Einsatz von Liquiditätsmanagementtools („LMT“).  

2. Anpassung der Kostenregelungen 

§ 7 (Kosten) wird in Bezug auf die neuen Kostenregelungen erweitert und lautet künftig wie 

folgt: 

(1) Die Gesellschaft erhält für die Verwaltung des Sonstigen Sondervermögens eine jährliche 

Vergütung in Höhe von bis zu 0,23 Prozent des durchschnittlichen Nettoinventarwertes des 

Sonstigen Sondervermögens in der Abrechnungsperiode, der aus den Werten des 

bewertungstäglich ermittelten Nettoinventarwertes errechnet wird. Sie ist berechtigt hierauf 

anteilige Vorschüsse zu erheben, die bewertungstäglich berechnet und abgegrenzt werden. 

Vorschüsse werden am Ultimo eines Monats fällig. An den Tagen, an denen kein 

Nettoinventarwert ermittelt wird, wird der Nettoinventarwert des Vortages solange 

fortgeschrieben, bis ein neuer Tagesendwert ermittelt wird.   

(2) Die Gesellschaft erhält für die Anbahnung, Vorbereitung und Durchführung von 

Wertpapierdarlehensgeschäften und Wertpapierpensionsgeschäften für Rechnung des Sonstigen 

Sondervermögens eine marktübliche Vergütung in Höhe von maximal einem Drittel der 

Bruttoerträge aus diesen Geschäften. Die Vergütung wird am Ultimo der Abrechnungsperiode 

fällig. Die im Zusammenhang mit der Vorbereitung und Durchführung von solchen Geschäften 

entstandenen Kosten einschließlich der an Dritte zu zahlenden Vergütungen trägt die 

Gesellschaft. 

(3) Die Gesellschaft zahlt für das Portfoliomanagement eine jährliche Vergütung in Höhe von bis zu 

1,25 Prozent des durchschnittlichen Nettoinventarwertes des Sonstigen Sondervermögens in der 

Abrechnungsperiode, der aus den Werten des bewertungstäglich ermittelten 

Nettoinventarwertes errechnet wird. Die Vergütung wird von der Verwaltungsvergütung gem. 

Absatz 1 nicht abgedeckt und somit dem Sonstigen Sondervermögen zusätzlich belastet. Die 

Gesellschaft ist berechtigt hierauf anteilige Vorschüsse zu erheben, die bewertungstäglich 

berechnet und abgegrenzt werden. Die Vorschüsse werden am Ultimo eines Monats fällig. An 

den Tagen, an denen kein Nettoinventarwert ermittelt wird, wird der Nettoinventarwert des 

Vortages solange fortgeschrieben, bis ein neuer Tagesendwert ermittelt wird.   

(4) Die Gesellschaft kann für Maßnahmen im Zusammenhang mit der technischen Einrichtung zur 

Messung und Analyse des Marktrisikos des Sondervermögens eine Vergütung von bis zu 0,06 

Prozent p. a. des durchschnittlichen Nettoinventarwertes des Sonstigen Sondervermögens in der 

Abrechnungsperiode, der aus den Werten des bewertungstäglich ermittelten 
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Nettoinventarwertes errechnet wird, berechnen. Die Vergütung wird von der 

Verwaltungsvergütung gem. Absatz 1 nicht abgedeckt und somit dem Sonstigen 

Sondervermögen zusätzlich belastet. Die Vergütung wird am Ultimo der Abrechnungsperiode 

fällig. An den Tagen, an denen kein Nettoinventarwert ermittelt wird, wird der 

Nettoinventarwert des Vortages solange fortgeschrieben, bis ein neuer Tagesendwert ermittelt 

wird.   

(5) Die Verwahrstelle erhält für ihre Tätigkeit aus dem Sonstigen Sondervermögen eine Vergütung 

in Höhe von bis zu 0,02 Prozent p. a. des durchschnittlichen Nettoinventarwertes des Sonstigen 

Sondervermögens in der Abrechnungsperiode, der aus den Werten des bewertungstäglich 

ermittelten Nettoinventarwertes errechnet wird, mindestens jedoch EUR 5.000,00 p. a.. Die 

Gesellschaft ist berechtigt, hierauf anteilige Vorschüsse zu erheben, die bewertungstäglich 

berechnet und abgegrenzt werden. Die Vorschüsse werden am Ultimo eines Monats fällig. An 

den Tagen, an denen kein Nettoinventarwert ermittelt wird, wird der Nettoinventarwert des 

Vortages solange fortgeschrieben, bis ein neuer Tagesendwert ermittelt wird.   

(6) Der Betrag, der jährlich aus dem Sonstigen Sondervermögen nach den vorstehenden § 7 Absatz 

1, § 7 Absatz 3 bis 5 als Vergütung sowie nach nachstehendem § 7 Absatz 7 Buchstabe (n) als 

Aufwendungsersatz entnommen wird, kann insgesamt bis zu 1,61 Prozent des 

durchschnittlichen Nettoinventarwertes des Sonstigen Sondervermögens in der 

Abrechnungsperiode, der aus den Werten des bewertungstäglich ermittelten 

Nettoinventarwertes errechnet wird, betragen. An den Tagen, an denen kein Nettoinventarwert 

ermittelt wird, wird der Nettoinventarwert des Vortages solange fortgeschrieben, bis ein neuer 

Tagesendwert ermittelt wird.   

(7) Neben den vorgenannten Vergütungen gehen die folgenden Aufwendungen zulasten des 

Sonstigen Sondervermögens: 

(a) bankübliche Depot- und Kontogebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für 

die Verwahrung ausländischer Vermögensgegenstände im Ausland; 

(b) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich 

vorgeschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte; Verkaufsprospekte; 

Basisinformationsblatt); 

(c) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und 

Rücknahmepreise und ggf. der Ausschüttungen und des Auflösungsberichtes; 

(d) Kosten der Erstellung und Verwendung eines vertraglich oder gesetzlich vorgesehenen 

dauerhaften Datenträgers, außer im Fall der Informationen über Verschmelzungen von 

Investmentvermögen und außer im Fall der Informationen über Maßnahmen im 

Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der 

Anteilwertermittlung; 

(e) Kosten für die Prüfung des Sonstigen Sondervermögens durch den Abschlussprüfer des 

Sonstigen Sondervermögens; 
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(f) Kosten für die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und der Bescheinigung, 

dass die steuerlichen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt 

wurden; 

(g) Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen durch die 

Gesellschaft für Rechnung des Sonstigen Sondervermögens sowie der Abwehr von gegen 

die Gesellschaft zu Lasten des Sonstigen Sondervermögens erhobenen Ansprüchen; 

(h)  Gebühren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das Sonstigen 

Sondervermögen erhoben werden; 

(i) Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das Sonstigen Sondervermögen; 

(j) Kosten sowie jegliche Entgelte, die mit dem Erwerb und/oder der Verwendung bzw. 

Nennung eines Vergleichsmaßstabes oder Finanzindizes anfallen können; 

(k) Kosten für die Beauftragung von Stimmrechtsbevollmächtigten; 

(l) Kosten für die Analyse des Anlageerfolges des Sondervermögens durch Dritte; 

(m) Kosten für die Lagerung, den Transport und die Versicherung der Edelmetalle; 

(n) Kosten für die Bereitstellung von Analysematerial oder -dienstleistungen durch Dritte in 

Bezug auf ein oder mehrere Finanzinstrumente oder sonstige Vermögenswerte oder in 

Bezug auf die Emittenten oder potenziellen Emittenten von Finanzinstrumenten oder in 

engem Zusammenhang mit einer bestimmten Branche oder einen bestimmten Markt bis 

zu einer Höhe von 0,05 Prozent p. a. des durchschnittlichen Nettoinventarwertes des 

Sonstigen Sondervermögens in der Abrechnungsperiode, der aus den Werten des 

bewertungstäglich ermittelten Nettoinventarwertes errechnet wird. An den Tagen, an 

denen kein Nettoinventarwert ermittelt wird, wird der Nettoinventarwert des Vortages 

solange fortgeschrieben, bis ein neuer Tagesendwert ermittelt wird; 

(o) Kosten, die anfallen im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von 

Vermögensgegenständen (Transaktionskosten); 

(p) Steuern, insbesondere Umsatzsteuer, die anfallen im Zusammenhang mit den an 

vorstehend in Buchstaben (a) bis (o) genannten und vom Sondervermögen zu ersetzenden 

Aufwendungen.   

(8) Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeaufschläge 

und Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Sonstigen Sondervermögen im 

Berichtszeitraum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne der §§ 196, 218, 

220 KAGB berechnet worden sind. Beim Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der 

Gesellschaft selbst oder einer anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft 
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durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist, darf die 

Gesellschaft oder die andere Gesellschaft für den Erwerb und die Rücknahme keine 

Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht 

und im Halbjahresbericht die Vergütung offen zu legen, die dem Sonstigen Sondervermögen von 

der Gesellschaft selbst, von einer anderen (Kapital-)Verwaltungsgesellschaft oder einer anderen 

Gesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare 

Beteiligung verbunden ist, als Verwaltungsvergütung für die im Sonstigen Sondervermögen 

gehaltenen Anteile berechnet wurde. 

 

Erläuterung der Änderungen: 

Die Anpassungen der Kostenregelung erfolgen aus Gründen der Kostentransparenz. 

Die bereits bestehenden Kostenklauseln werden an die geltenden „BaFin-Musterbausteine für 

Kostenklauseln offener Publikumsinvestmentvermögen (ohne Immobilien-

Sondervermögen)“ angepasst. Der jeweilige Fälligkeitszeitpunkt von Vergütungen wurde 

ergänzt. Die Kosten für die Erstellung und Verwendung eines dauerhaften Datenträgers 

wurden dahingehend konkretisiert, dass diese nur anfallen, sofern der dauerhafte Datenträger 

vertraglich oder gesetzlich vorgesehen ist. Die Transaktionskosten wurden in den 

Kostenkatalog integriert. Kosten, die durch Steuern entstehen, müssen im Zusammenhang mit 

den Aufwendungen der Buchstaben (a) bis (o) der Ziffer 7 stehen; hierzu zählt insbesondere 

die Umsatzsteuer. 

 

3. Anpassung der Abrechnungsperiode 

 

§ 10 (Geschäftsjahr und Abrechnungsperiode) lautet künftig wie folgt: 

Das Geschäftsjahr und die Abrechnungsperiode des Sondervermögens beginnen am 1. Juli und enden 

am 30. Juni des folgenden Kalenderjahres. 

 

Erläuterung der Änderung:  

Die Anpassung erfolgt aus Gründen der Kostentransparenz.  

 

III. Darüber hinaus wurden lediglich weitere redaktionelle Änderungen vorgenommen. 

Sollten Sie mit den vorgesehenen Änderungen nicht einverstanden sein, können Sie Ihre 

Anteile jederzeit kostenfrei zurückgeben oder, soweit möglich, in Anteile oder Aktien eines 

anderen Investmentvermögens unserer Gesellschaft, das mit den bisherigen Anlage-

grundsätzen vereinbar ist, ohne weitere Kosten umtauschen. 

Der vollständige Wortlaut der geänderten Allgemeinen und Besonderen Anlagebedingungen 

ist im Verkaufsprospekt abgedruckt. Die jeweils gültigen Anlagebedingungen, der Verkaufs-

prospekt sowie das Basisinformationsblatt sind bei der BANTLEON Invest Kapitalverwaltungs-
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gesellschaft mbH, Aegidientorplatz 2a, 30159 Hannover kostenlos erhältlich sowie online 

unter https://www.bantleon.com abrufbar. 

Für weitere Informationen über die Änderung der Anlagebedingungen wenden Sie sich bitte 

an die Gesellschaft. 

 

 

 

Hannover, im April 2026 

BANTLEON Invest Kapitalverwaltungsgesellschaft mbH 

Die Geschäftsleitung 

 


